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Synode vom 19. November 2025 
 
 

Synodebotschaft zu Traktandum 12 
 
 

Beantwortung Motion von Sigwin Sprenger und Mitunterzeichnenden 
vom 26.04.2023 betreffend Optimierung der Aufsicht bei Konflikten 
 
 

Der Kirchenrat an die Synode 
 
Anträge: 
1. Die Synode beschliesst  

a. die Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1); 
b. die Teilrevision des Dienst- und Lohnreglements für die ordinierten 

Dienste (DLD, SRLA 4.2-1). 
2. Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in Kraft. 
3. Die Synode schreibt die Motion ab. 
 
 
Worum geht es? 
Im Zusammenhang mit Konflikten, die sich lange hinziehen, überwies die Synode am 7. Juni 
2023 die Motion wie folgt: «Wir beauftragen den Reformierten Kirchenrat Aargau, die aktuellen 
Regelungen zu überprüfen und entsprechende Anpassungen zu entwickeln, damit schneller 
eine abschliessende Entscheidung möglich wird.» Ausdrücklich nicht überwiesen wurde die ge-
mäss Motion ebenfalls angeregte Überprüfung der zwischen Kirchenpflege und Kirchenrat zwei-
geteilten Aufsicht über die ordinierten Dienstnehmenden mit dem Ziel, die Aufsicht ausschliess-
lich beim Kirchenrat anzusiedeln. Die Aufsicht bei Verletzungen von Verwaltungspflichten soll 
weiterhin bei der Kirchenpflege, diejenige bei Verletzung von Amtspflichten weiterhin beim Kir-
chenrat angesiedelt bleiben. 
Im Wesentlichen sollen also die Verfahren bei Konflikten und die Disziplinarverfahren verein-
facht und beschleunigt werden. Auch wenn die zweigeteilte Aufsicht über die ordinierten Dienst-
nehmenden bestehen bleibt, erkennt der Kirchenrat zusätzlich das Erfordernis, die Kirchenpfle-
gen namentlich bei unlösbaren Konflikten zu entlasten, bei denen eine weitere Zusammenarbeit 
für die Betroffenen nicht mehr zumutbar ist. 
Das vom Kirchenrat vorgelegte Massnahmenpaket betrifft vor allem die ordinierten Dienstneh-
menden. Gegenüber den nicht ordinierten Dienstnehmenden steht mit der Möglichkeit der Kün-
digung (§ 21 Dienst- und Lohnreglement für nicht ordinierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
[DLM, SRLA 4.2-3]) und gegenüber den Behördenmitgliedern mit der Möglichkeit des Diszipli-
narverfahrens (§ 137 KO) sowie der Möglichkeit der Errichtung eines Kuratoriums (§ 3 Kuratori-
enverordnung, SRLA 3.5-3.1) bereits ein griffiges Interventionsinstrumentarium bei Konflikten 
zur Verfügung. 
Der Kirchenrat schlägt die folgenden Massnahmen vor: Die Aufsicht über Ordinierte ist dann 
ausschliesslich beim Kirchenrat anzusiedeln, wenn sowohl eine Verletzung von Amtspflichten 
als auch eine solche von Verwaltungspflichten in Frage steht. Sodann ist vorgesehen, auf den 
bisher obligatorischen Einbezug der Dekanatsleitungen zu verzichten und ihnen in Konfliktsitua-
tionen lediglich eine beratende Rolle zuzuordnen. Zudem wird dem Kirchenrat bei unlösbaren 
Konflikten eine erhöhte Verantwortung übertragen, um die Kirchenpflegen zu entlasten. In die-
sem Zusammenhang schlägt der Kirchenrat vor, auf das Abwahlverfahren von Ordinierten ins-
künftig zu verzichten. Stattdessen können die Kirchenpflegen neu beim Kirchenrat die Über-
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prüfung der Wählbarkeit von Ordinierten verlangen. Liegt «nur» ein Konflikt vor, und werden die 
Ordinierten zur Führung des Amtes nicht als unwürdig oder unfähig befunden (§ 13 Abs. 2 Ver-
ordnung zur Wahlfähigkeit und Wählbarkeit der ordinierten Dienste [VWW, SRLA 4.2-2.1]), so 
kann der Kirchenrat die Wählbarkeit für diese bestimmte Gemeinde entziehen. Die Ordinierten 
bleiben in den anderen Kirchgemeinden der Reformierten Kirche Aargau weiterhin wählbar. Bei 
lösbaren Konflikten, bei denen eine Zusammenarbeit grundsätzlich nach wie vor erwünscht ist, 
aber verbessert werden muss, soll das bisherige Instrumentarium von Beratung und Disziplinar-
massnahmen zur Anwendung gelangen. 
 
Berichterstattung 
1. Die Zuständigkeiten bei der Aufsicht über die ordinierten Dienstnehmenden werden einfa-

cher ausgestaltet. Nach geltendem Recht liegt die Aufsicht über die Ordinierten bei der Kir-
chenpflege, wenn eine Verletzung von Verwaltungspflichten in Frage steht. Geht es um eine 
Verletzung von Amtspflichten, ist der Kirchenrat zuständig. Eine Übertragung der Aufsichts-
kompetenzen ausschliesslich an den Kirchenrat hat die Synode zwar abgelehnt. Steht aber 
sowohl eine Verletzung von Verwaltungs- als auch von Amtspflichten in Frage, erscheint es 
sinnvoll, die Aufsicht ausschliesslich beim Kirchenrat anzusiedeln. Dies führt zu einer besse-
ren Verfahrenskoordination, zu einer Entlastung der Kirchenpflegen und zu einer Beschleu-
nigung und Vereinfachung des Aufsichtsverfahrens. Zudem entfallen allfällige heikle Ab-
grenzungsfragen, was als Verwaltungspflicht und was als Amtspflicht einzuordnen ist. 

2. Es wird zwar nicht ausdrücklich, aber systematisch unterschieden zwischen lösbaren und 
nicht lösbaren Konflikten, und es werden dafür unterschiedliche Verfahren zur Verfügung 
gestellt. In der Arbeitswelt sind Konflikte erfahrungsgemäss häufig. Oftmals erweisen sie 
sich als eher geringfügig und deshalb als lösbar. Diesfalls ist eine weitere Zusammenarbeit 
aus Sicht der Beteiligten grundsätzlich wünschbar und nach wie vor möglich. Beratung, or-
ganisatorische Massnahmen oder bei Bedarf auch Disziplinarmassnahmen können zu einer 
Beilegung des Konflikts führen. 
Sodann gibt es Konflikte, bei denen das Verhältnis zwischen den Beteiligten zerrüttet ist, 
und eine weitere Zusammenarbeit aus Sicht einer oder mehrerer Konfliktparteien nicht mehr 
in Frage kommt. Bereits ergriffene disziplinarische Massnahmen hatten keinen Erfolg oder 
erscheinen von Vorneherein als aussichtslos. Der Konflikt ist deutlich eskaliert. In derartigen 
Konstellationen sollen die Kirchenpflegen inskünftig beim Kirchenrat ein Gesuch um Über-
prüfung der Wählbarkeit von ordinierten Dienstnehmenden stellen können, auf das der Kir-
chenrat in begründeten Fällen einzutreten hat (§ 69 Abs. 5bis Entwurf [E] KO). Einzelheiten 
dazu werden nachfolgend dargestellt. Ihrerseits haben die ordinierten Dienstnehmenden ge-
mäss geltendem Recht die Möglichkeit, mittels Aufsichtsanzeige beim Kirchenrat gegen ein-
zelne Mitglieder der Kirchenpflege oder gegen die Kirchenpflege insgesamt ein Disziplinar-
verfahren anzustreben (§ 135 ff. KO). 

3. Nach geltendem Recht hat der Kirchenrat bereits heute jederzeit die Möglichkeit, in begrün-
deten Fällen eine Überprüfung der Wählbarkeit von ordinierten Dienstnehmenden vorzuneh-
men. Der Kirchenrat kann eine solche Untersuchung aus eigenem Antrieb oder auf Anzeige 
einer Drittperson hin einleiten. Gegenwärtig entscheidet er darüber nach freiem Ermessen 
(§ 69 Abs. 5 KO). Die Überprüfung der Wählbarkeit eines ehrenamtlichen Mitglieds der Kir-
chenpflege ist nicht vorgesehen. 
Neu sollen die Kirchenpflegen beim Kirchenrat ein Gesuch auf Überprüfung der Wählbarkeit 
von Ordinierten stellen können. Der Kirchenrat muss nur in begründeten Fällen auf das Ge-
such eintreten. Das heisst, die Kirchenpflege hat in ihrem Gesuch plausibel darzulegen, 
weshalb aus ihrer Sicht die Wählbarkeit zu verneinen ist. Falls der Kirchenrat dies verneint, 
fällt er einen anfechtbaren Nichteintretensentscheid. Andernfalls tritt er auf das Gesuch ein 
und beurteilt inhaltlich, ob ordinierte Dienstnehmende weiterhin als wählbar zu betrachten 
sind oder nicht. Massgebend sind dabei die in der VWW festgelegten Voraussetzungen der 
Wählbarkeit von ordinierten Dienstnehmenden. Als solche gelten Handlungsfähigkeit, guter 
Leumund, persönliche Eignung und praktische Bewährung (§ 69 Abs. 1 KO, § 10 VWW). 
Die neu vorgesehene Möglichkeit, beim Kirchenrat eine Überprüfung der Wählbarkeit ver-
langen zu können, kann sowohl im Konfliktfall als auch ohne Vorliegen eines Konflikts An-
wendung finden. So wird eine Kirchenpflege etwa auch dann zu diesem Instrument greifen, 
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wenn die persönliche Eignung von Ordinierten zur Diskussion steht, ohne dass ein Konflikt 
vorliegt. In beiden Fällen endet das Dienstverhältnis nach einem Entzug der Wählbarkeit 
drei Monate nach Rechtskraft des Entscheids des Kirchenrats (§ 13 Abs. 6 E DLD). Diese 
Bestimmung dient dem Schutz der ordinierten Person und bedeutet insbesondere, dass sie 
während dieser Zeit Anspruch auf Lohn hat. 
Gegen den Entscheid des Kirchenrats steht die Beschwerde an das Rekursgericht zur Ver-
fügung. Die Beschwerde hat grundsätzlich aufschiebende Wirkung. Ausnahmsweise kann 
der Kirchenrat aus wichtigen Gründen einer allfälligen Beschwerde gegen seinen Entscheid 
die aufschiebende Wirkung entziehen, was der Klarheit halber an dieser Stelle ausdrücklich 
normiert wird (§ 69 Abs. 5bis E KO, vgl. auch § 142 KO i.V.m. § 46 des Gesetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege [Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG, SAR 271.200]). 
Eine Kirchgemeinde wird durch dieses Verfahren in ihrer Entscheidungsfreiheit nicht tan-
giert. Sie braucht die Rechtskraft des Entscheids des Kirchenrats bzw. des Rekursgerichts 
nicht abzuwarten. Es steht ihr selbstverständlich frei, im Rahmen der nächsten Gesamter-
neuerungswahl ordinierte Dienstnehmende nicht wieder zu wählen. 
Zudem besteht auch die Möglichkeit, vorgängig oder parallel zum Verfahren um Überprü-
fung der Wählbarkeit ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Für die Dauer eines solchen Dis-
ziplinarverfahrens hat der Kirchenrat u.a. die Kompetenz, ordinierte Dienstnehmende vor-
sorglich im Amt einzustellen (§ 57 Abs. 4 DLD). 

4. Im Wesentlichen richtet sich das Verfahren zur Überprüfung der Wählbarkeit nach den 
Bestimmungen über das Verfahren zur Erteilung der Wählbarkeit. Dieses Verfahren ist in 
der VWW detailliert beschrieben. Dabei sind im Zusammenhang mit der Überprüfung der 
Wählbarkeit insbesondere die Bestimmungen über die persönliche Eignung und die prakti-
sche Bewährung von Bedeutung (§ 13 f. VWW). 
So kann der Kirchenrat etwa aktuelle oder frühere Kirchenpflegen anhören, Referenzen ein-
holen bei früheren Arbeitgebenden, Auskünfte einholen bei anderen Kirchen oder vertrau-
ensärztliche medizinische oder psychiatrische Gutachten verlangen. Das Einholen der ge-
nannten Informationen wird der betroffenen Person vorgängig angezeigt. 
Der Kirchenrat kann die Wählbarkeit bestätigen, diese verneinen oder Auflagen verfügen 
(§ 69 Abs. 4 KO, § 13 Abs. 2 VWW). Als Auflagen kommen etwa die Absolvierung einer 
Weiterbildung, ein Mentorat, eine Supervision oder ein Coaching in Frage (§ 17 VWW). 
Falls der Kirchenrat ordinierte Dienstnehmende als nicht mehr wählbar beurteilt, legt er fest, 
ob der Entzug der Wählbarkeit inskünftig nur für die betreffende Kirchgemeinde oder für die 
gesamte Landeskirche gelten soll (§ 57 Abs. 2 E DLD). In diesem Sinne hält die VWW fest, 
dass der Kirchenrat die Erteilung der Wählbarkeit auf einzelne Kirchgemeinden oder Deka-
nate beschränken kann (§ 27 VWW). 
Die neue Möglichkeit der Kirchenpflegen, beim Kirchenrat einen Entscheid über die Wähl-
barkeit von gewählten Ordinierten zu erwirken, kann zum einen bei unlösbaren Konflikten 
zur Anwendung gelangen, bei denen das Verhältnis mit der Kirchenpflege zerrüttet ist, bei 
denen der ordinierten Person aber nicht zwingend Pflichtverletzungen vorgeworfen werden 
können. Zum andern lässt sich das neue Instrument auch als Disziplinarmassnahme einset-
zen, wenn Ordinierte ihre Pflichten (Amtspflichten oder Verwaltungspflichten) verletzt haben 
und mildere Disziplinarmassnahmen nicht zum Ziel führen. Insgesamt erhalten die Kirchen-
pflegen damit ein griffiges Instrument, um bei Bedarf die Trennung von ordinierten Dienst-
nehmenden zu erwirken. 

5. Das Abwahlverfahren wird abgeschafft. Nach geltendem Recht können sowohl ordinierte 
Dienstnehmende als auch ehrenamtliche Mitglieder der Kirchenpflege in einem speziell ge-
regelten Verfahren abgewählt werden (§§ 58a ff. KO). Dieses Verfahren ist kompliziert und 
dauert lange, da sowohl die Kirchenpflege und die Dekanatsleitungen als auch der Kirchen-
rat involviert sind. Da die Abwahl schliesslich durch die Kirchgemeindeversammlung erfolgt, 
findet das Verfahren teilweise in der Öffentlichkeit statt, was aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes problematisch und für die Reputation der Kirchgemeinde schädlich sein kann. 
Ein weiterer Nachteil liegt darin, dass die gesamte Verantwortung und die Last der Verfah-
rensführung der Kirchenpflege aufgebürdet wird. Deshalb soll auf dieses Verfahren inskünf-
tig verzichtet werden. An seine Stelle tritt das beschriebene Verfahren auf Überprüfung der 
Wählbarkeit durch den Kirchenrat. 
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6. Die Dekanatsleitungen werden bei Disziplinarverfahren entlastet. Nach geltendem Recht 
sind die Dekanatsleitungen obligatorisch um Vermittlung anzugehen, bevor ein Disziplinar-
verfahren eingeleitet wird (§ 54 DLD). Indessen führt bei unlösbaren Konflikten, die aufgrund 
einer Zerrüttung sehr wahrscheinlich auf eine Trennung hinauslaufen, auch eine Vermittlung 
der Dekanatsleitung nicht zum Ziel. Vielmehr werden dadurch Erwartungen geweckt, die 
sich nicht erfüllen. Das Verfahren zieht sich unnötig in die Länge, was den Leidensdruck der 
Betroffenen erhöht. Insbesondere bei Konflikten, die von vorneherein nicht mehr als lösbar 
erscheinen, erweist sich deshalb die Verpflichtung zum Einbezug der Dekanatsleitungen als 
unnötige Verfahrensschlaufe. Ohne den obligatorischen Einbezug der Dekanatsleitungen 
lassen sich Konflikte rascher und für die Betroffenen weniger belastend lösen. Da die Deka-
natsleitungen ihre Aufgaben im Bereich der Amts- und Personalführung behalten (§ 11 Abs. 
1 der Dekanatsverordnung, SRLA 3.4-1.1), stehen sie den Konfliktparteien bei lösbaren 
Konflikten unter diesem Titel falls gewünscht nach wie vor beratend zur Seite. 
Die Rolle der Dekanatsleitungen in Konflikten wird somit inskünftig nicht mehr eine vermit-
telnde, sondern gegebenenfalls eine beratende sein. Damit resultiert eine klare Abgrenzung 
zwischen der Rolle der Dekanatsleitungen einerseits und derjenigen der Landeskirche an-
derseits. Indem sie nicht mehr in das Disziplinarverfahren involviert sind, wird zudem die 
Vertrauenswürdigkeit der Dekanatsleitungen gegenüber allen Konfliktparteien gestärkt. Alles 
Anvertraute bleibt bei ihnen und findet keinen Eingang in das Disziplinarverfahren. 

7. Aufsichtsanzeigen sind schriftlich einzureichen. Jede Person kann Tatsachen, die im öffent-
lichen Interesse ein Einschreiten gegen Behörden oder Mitarbeitende der Landeskirche 
oder von Kirchgemeinden von Amtes wegen erfordern, der Aufsichtsbehörde anzeigen 
(§ 135 Abs. 2 KO). Bis anhin konnten derartige Aufsichtsanzeigen auch mündlich oder mit 
einfacher E-Mail eingereicht werden und meist war unklar, ob eine entsprechende Meldung 
als Aufsichtsanzeige zu bewerten war oder nicht und ob Interventionen einzuleiten waren 
oder nicht. Um diese Unklarheiten zu beseitigen, sollen Aufsichtsanzeigen nur noch schrift-
lich möglich sein. Die Aufsichtsanzeige wird den Betroffenen anschliessend zur Stellung-
nahme zugestellt. Eine Aufsichtsanzeige ist kein förmliches Rechtsmittel, sondern lediglich 
ein Rechtsbehelf. Den Aufsichtsanzeigenden kommen, anders als bei einer förmlichen Be-
schwerde, keine Parteirechte zu. Sie haben aber Anspruch auf Beantwortung ihrer Auf-
sichtsanzeige durch die Aufsichtsbehörde, was neu ausdrücklich in der Kirchenordnung 
festgehalten wird. In diesem Antwortschreiben wird den Anzeigenden mitgeteilt, ob aus auf-
sichtsrechtlicher Sicht Massnahmen angezeigt sind oder nicht. Gegen dieses Schreiben 
steht kein Rechtsmittel zur Verfügung. Für die Anzeigenden ist das Aufsichtsanzeigeverfah-
ren damit abgeschlossen. Die Aufsichtsbehörde prüft, ob aufsichtsrechtliche Massnahmen 
zu ergreifen sind. Dies können organisatorische Änderungen sein oder auch die förmliche 
Eröffnung eines Disziplinarverfahrens. 

8. Das Disziplinarverfahren wird geringfügig angepasst. Ein Disziplinarverfahren kann entwe-
der im Anschluss eines Aufsichtsanzeigeverfahrens eingeleitet werden oder ohne dass ein 
Aufsichtsanzeigeverfahren vorausgegangen ist. Im Gegensatz zum Aufsichtsanzeigeverfah-
ren ist ein Disziplinarverfahren ein förmliches Verfahren, das gegebenenfalls in einen be-
schwerdefähigen Entscheid mündet. 
Als Disziplinarmassnahmen gegen Ordinierte standen sowohl bei Verletzung von Verwal-
tungspflichten als auch von Amtspflichten schon bisher zur Verfügung: Schriftlicher Verweis 
und Besoldungskürzung um maximal 10 % über einen begrenzten Zeitraum. Die bisher bei 
Amtspflichtverletzungen von Ordinierten zusätzlich mögliche «Entlassung aus dem ordinier-
ten Dienst» (§ 57 Abs. 1 Ziff. 3 DLD) wird konsequenterweise durch den «Entzug der Wähl-
barkeit» ersetzt. 
In Bezug auf ehrenamtliche Kirchenpflegemitglieder ändert sich beim disziplinarrechtlichen 
Instrumentarium nichts. Nach wie vor sind bei ihnen möglich: Verweis, Einstellung im Amt 
(§ 137 Abs. 1 KO) sowie die Errichtung eines Kuratoriums (§ 139 KO). 
Auch die Disziplinarmassnahmen gegen Mitglieder der Dekanatsleitungen bleiben gleich 
wie bisher: Nach wie vor sind möglich: Schriftlicher Verweis, Kürzung der Entschädigung um 
maximal 10 % für einen begrenzten Zeitraum und der Entzug der Wählbarkeit (§ 60a Abs. 2 
Ziff. 3 E DLD). 
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9. Die Kirchenpflegen erhalten die Kompetenz zur Anordnung von Weiterbildungen. Bisher 
konnte die Kirchenpflege im Rahmen des Mitarbeitendengesprächs nur Empfehlungen für 
die Weiterbildung von Mitarbeitenden abgeben. Neu soll sie Weiterbildungen bei Bedarf 
auch anordnen können (§ 18 Abs. 2 E DLD). Diese Regelung stärkt die Führungskompetenz 
der Kirchenpflege. Sie entspricht im Übrigen auch § 8 des Weiterbildungsreglements für die 
kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (WBR, SRLA 4.3-1), wonach die Arbeitgeberin 
eine Weiterbildung nach Anhörung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters anordnen kann. 

10. Schliesslich enthält die vorliegende Revision verschiedene Anpassungen redaktioneller Art. 
11. Infolge der dargestellten Reglementsänderungen werden auf Verordnungsebene Anpassun-

gen der Dekanatsverordnung und der Verordnung zur Wahlfähigkeit und Wählbarkeit der 
ordinierten Dienste erforderlich sein. 

 
 
Reformierte Landeskirche Aargau 
Kirchenrat 
 
 
 
Christoph Weber-Berg  David Zimmer 
Kirchenratspräsident    Kirchenschreiber 
 
 
 
Beilage 
Synopse: 
a. Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1), Entwurf vom 4. September 2025 
b. Teilrevision des Dienst- und Lohnreglements für die ordinierten Dienste (DLD, SRLA 4.2-1), 

Entwurf vom 4. September 2025 
Schematische Darstellung, online unter https://www.ref-ag.ch/synode/2025/12_02-Beantwor-
tung-Motion-Sprenger-et-al.-Schematische-Darstellung.pdf 
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